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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 
des  Herrn 
 

 
 

Beschwerdeführers, 
 
gegen 
 

1. den Beschluss des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
18. Dezember 2023 – I-16 W 98/23 –  

2. den Beschluss des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 
21. November 2023 – I-16 W 98/23 –  

3. den Beschluss des Landgerichts Düsseldorf vom 7. Dezem-
ber 2023 – 12 T 19/23 – 

4. den Beschluss des Landgerichts Düsseldorf vom 16. Okto-
ber 2023 – 12 T 19/23 –   

5. den Beschluss des Landgerichts Düsseldorf vom 11. Sep-
tember 2023 – 12 T 19/23 –  

6. den Beschluss des Amtsgerichts Neuss vom 25. August 
2023 – 87 C 609/23 –  

7. den Beschluss des Amtsgerichts Neuss vom 17. Juli 2023  
– 87 C 609/23 –  

 
 
hat die 1. Kammer des  
 

VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

am 14. Mai 2024 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG  
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einstimmig beschlossen:  

 

Die Anhörungsrüge und die Gegenvorstellung des Be-
schwerdeführers gegen den Beschluss des Verfas-
sungsgerichtshofs vom 12. März 2024 werden als un-
zulässig zurückgewiesen. 

 

 

G r ü n d e : 

 

1. Über den Rechtsbehelf des Beschwerdeführers entscheidet gemäß § 58 Abs. 2 

Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 und 4 VerfGHG die Kammer, weil sie nach der Zurückwei-

sung der Verfassungsbeschwerde mit ihrem nunmehr angegriffenen Beschluss vom 

12. März 2024 für alle weiteren das Verfassungsbeschwerdeverfahren betreffenden 

Entscheidungen zuständig bleibt.  

 

Der Rechtsbehelf des Beschwerdeführers vom 23. März 2024, den dieser selbst als 

„Verfassungsbeschwerde gegen die Rückweisungsbeschlüsse des LG Düsseldorf 

vom 16.10.23 bzw. vom 05.01.24“ bezeichnet, ist – entgegen seiner Bezeichnung – 

als Anhörungsrüge und Gegenvorstellung gegen den Beschluss des Verfassungsge-

richtshofs vom 12. März 2024 zu verstehen, denn die genannten landgerichtlichen Be-

schlüsse waren bereits Gegenstand der Kammerentscheidung vom 12. März 2024. 

Entgegen der Angabe des Beschwerdeführers war seine Verfassungsbeschwerde 

vom 21. Januar 2024 nicht „nur zum OLG-Beschluss“ erfolgt. Sie richtete sich vielmehr 

ausdrücklich gegen die „unrechtmäßigen Verwerfung(en) …(seiner) Beschwerde(n) 

durch das Amts-, Land- und Oberlandesgericht“. Während der Beschluss des Landge-

richts vom 16. Oktober 2023 ausdrücklich im Rubrum der Kammerentscheidung vom 

12. März 2024 aufgeführt ist, ist der bereits mit der Verfassungsbeschwerde vom 

21. Januar 2024 vorgelegte Beschluss des Landgerichts vom 5. Januar 2024 dort 

allein deshalb nicht gesondert aufgeführt, weil es sich dabei um einen Berichtigungs-

beschluss entsprechend § 319 ZPO zu dem im Rubrum der Kammerentscheidung auf-

geführten landgerichtlichen Beschluss vom 7. Dezember 2023 handelt, der den Be-

schwerdeführer nicht zusätzlich oder erstmalig belastet und dementsprechend keine 

eigenständige grundrechtliche Relevanz hat. Dass mit Beschluss des Landgerichts 
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vom 7. Dezember 2023 die Anhörungsrüge des Beschwerdeführers zurückgewiesen 

wurde – was durch Beschluss des Landgerichts vom 5. Januar 2024 wegen offensicht-

licher Unvollständigkeit im Tenor des Ausgangsbeschlusses ergänzt wurde –, ergab 

sich bereits unmissverständlich aus dem Eingangssatz der Gründe unter II. im Be-

schluss vom 7. Dezember 2023, die als Anhörungsrüge zu wertende Eingabe des Be-

schwerdeführers gebe keinen Anlass zur Abänderung der ergangenen Entscheidung. 

Mangels zusätzlicher oder erstmaliger Belastungswirkung hatte der Berichtigungsbe-

schluss auch keinen Einfluss auf den Lauf der Beschwerdefrist (vgl. dazu BVerfG, Be-

schlüsse vom 15. Februar 1990 – 1 BvR 1211/89, juris, Rn. 3, und vom 8. September 

2005 – 2 BvR 824/05, juris, Rn. 3). Aus demselben Grund wäre im Übrigen eine neue 

Verfassungsbeschwerde gegen den Beschluss des Landgerichts vom 5. Januar 2024 

wegen fehlender Beschwerdebefugnis gemäß Art. 75 Nr. 5 a LV i. V. m. § 12 Nr. 9, 

§ 53 Abs. 1 VerfGHG unzulässig, abgesehen davon, dass der jetzige Rechtsbehelf 

vom 23. März 2024 insoweit die Beschwerdefrist des § 55 Abs. 1 Satz 1 VerfGHG nicht 

wahren könnte. 

 

Mit seinem Rechtsbehelf macht der Beschwerdeführer sowohl im Wege einer Anhö-

rungsrüge eine Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör als auch im Wege 

einer Gegenvorstellung eine inhaltliche Kritik an der angegriffenen Entscheidung des 

Verfassungsgerichtshofs geltend. 

 

2. Der Rechtsbehelf ist unzulässig. 

 

a) Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofs sind – wie sich für die Entscheidun-

gen der Kammern aus § 59 Abs. 2 Satz 3 VerfGHG ergibt – grundsätzlich nicht an-

fechtbar. Das Gesetz über den Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-West-

falen sieht Rechtsbehelfe, die auf die Selbstkontrolle eigener Entscheidungen durch 

den Verfassungsgerichtshof zielen, nur in ausdrücklich geregelten Fällen vor, die hier 

sämtlich nicht vorliegen (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 30. August 2022 – VerfGH 

52/22.VB-1, juris, Rn. 3 m. w. N.). Darüberhinausgehende Möglichkeiten der Abände-

rung eigener Entscheidungen durch den Verfassungsgerichtshof hat der Gesetzgeber 

nicht vorgesehen. Für sie besteht auch grundsätzlich kein Anlass. Nach der Entschei-

dung über die Verfassungsbeschwerde besteht vielmehr ein erhebliches Interesse an 
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einer endgültigen Beendigung des Verfahrens, das der Zulässigkeit weiterer gesetzlich 

nicht geregelter Rechtsbehelfe grundsätzlich entgegensteht (vgl. zum Ganzen VerfGH 

NRW, Beschluss vom 21. Juni 2022 – VerfGH 33/22.VB-1, juris, Rn. 3). 

 

b) Ob abweichend hiervon die Gegenvorstellung in besonders gelagerten Ausnahme-

konstellationen zur Vermeidung groben prozessualen Unrechts oder die Anhörungs-

rüge bei der Geltendmachung von Verletzungen des verfassungsrechtlichen An-

spruchs auf rechtliches Gehör in Betracht kommen können (vgl. hierzu VerfGH NRW, 

Beschluss vom 12. November 2019 – VerfGH 11/19.VB-1, juris, Rn. 7), kann hier 

offenbleiben. Gehörsverletzungen oder sonstige Verletzungen des Prozessrechts, zu 

denen es im Verfassungsbeschwerdeverfahren gekommen sein könnte, sind nicht er-

sichtlich. 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


